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Sachgebiet 76 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Errichtung einer 
Europäischen Ausfuhrbank 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die gemeinsame Handelspolitik umfaßt ein Vor- 
gehen der Gemeinschaft im Bereich der Ausfuhr- 
kredite. 

Die in den Mitgliedstaaten vorhandenen Instru- 
mente der Ausfuhrpolitik ermöglichen es nicht 
immer, die Finanzierung und die Versicherung multi- 
nationaler Ausfuhrgeschäfte unter den besten Vor- 
aussetzungen zu gewährleisten. 

Daher ist es notwendig, ein Gemeinschaftsinstru- 
ment zu schaffen, das geeignet ist, durch Finanzie- 
rung und Kreditversicherung die nach dritten Län- 
dern gehenden Ausfuhren von Ausrüstungsgütern 
und Dienstleistungen, an denen mehrere Unterneh- 
men aus verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt 
sind, zu erleichtern. 

Das geeignetste Instrument zu diesem Zweck ist 
eine im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
errichtete Europäische Ausfuhrbank, die Rechtsper- 
sönlichkeit besitzt; es ist angezeigt, die notwendigen 
Bestimmungen vorzusehen, damit diese Bank ent- 
sprechend den Richtlinien tätig wird, die ihr von den 
Organen im Bereich der gemeinsamen Handels- 
politik erteilt werden. 

Im Vertrag sind die hierzu erforderlichen Hand- 
lungsbefugnisse nicht vorgesehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine Europäische Ausfuhrbank, nachstehend 
„die Bank" genannt, errichtet. 

Die Bank besitzt Rechtspersönlichkeit. Sie genießt in 
jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und 
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Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen zuer- 
, kannt wird. 

Die Bank übt ihre Tätigkeit ausschließlich im allge- 
meinen Interesse der Gemeinschaft aus. Sie verfolgt 
keinen Erwerbszweck. Sie handelt nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen. 

Artikel 2 

Aufgabe der Bank ist es, die von Unternehmen 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten getätigten 
Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen nach 
dritten Ländern zu erleichtern, wenn es sich um 
Geschäfte von gemeinsamem europäischem Interesse 
handelt. 

Die Bank kann ihre Unterstützung durch Finanzie- 
rung oder Kreditversicherung gewähren, gegebenen- 
falls in Zusammenarbeit mit den Kreditversiche- 
rungsinstituten der Mitgliedstaaten. 

Die Gewährung der Finanzierung durch die Bank 
setzt die Aufbringung anderer Finanzierungsmittel 
voraus. 

Die Bank wird im Rahmen der vom Rat aufgrund des 
Vertrags beschlossenen allgemeinen handeis-, wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Leitlinien und gemäß 
den Richtlinien, die ihr die Kommission erteilen 
kann, tätig. 

; Wenn die Kommission derartige Richtlinien be- 
schließt, unterrichtet sie davon unverzüglich den 
j Rat, der sie mit qualifizierter Mehrheit innerhalb 
von zwei Monaten aufheben oder ändern kann. 

Artikel 3 

In Ausübung ihrer Tätigkeit ist die Bank vor allem 
I ermächtigt, 

(i) im Namen oder im Interesse von Unternehmen 
j im Hinblick auf die Durchführung multinatio- 
naler Geschäfte Verhandlungen über die Aus- 

j fuhr von Produktionsgütern und der damit ver- 

; bundenen Dienstleistungen zu führen oder sich 

I an solchen Verhandlungen zu beteiligen; 

(ii) Lieferanten- und Käuferkredite zu gewähren; 

i (iii) Verträge in jeder marktgängigen Währung oder 
in Rechnungseinheiten abzuschließen; 
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(iv) im Zusammenhang mit politischen Risiken, Han- 
delsrisiken und Transferrisiken Bürgschaften zu 
gewähren und Versicherungs-, Rückversiche- 
rungs- und Mitversicherungsgeschäfte zu schlie- 
ßen; 

(v) Kredite zu Marktbedingungen oder in den Gren- 
zen der für die Gemeinschaft verbindlichen 
internationalen Abkommen und Vereinbarun- 
gen zu Bedingungen zu gewähren, die denen 
vergleichbar sind, die den Exporteuren dritter 
Länder eingeräumt werden könnten; 

(vi) Darlehen und Refinanzierungsfazilitäten Ban- 
ken oder anderen Finanzinstituten im Rahmen 
von multinationalen Ausfuhraufträgen, die diese 
finanzieren sollen, zu gewähren. 

Artikel 4 

Die Bank wird mit einem Grundkapital von 100 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten ausgestattet, das ihr von 
der Gemeinschaft zur Verfügung gestellt und in 
deren Haushaltsplan eingesetzt wird. 

Die Haushaltsbehörde kann auf Vorschlag der Kom- 
mission eine Kapitalerhöhung beschließen. 

Artikel 5 

Die Bank kann auf den internationalen Kapitalmärk- 
ten die zur Erfüllung dieser Aufgaben notwendigen 
Mittel aufnehmen. 

Die Bank kann Mittel auf den Kapitalmärkten eines 
Mitgliedstaats im Rahmen der für Inlandsemissionen 
geltenden Rechtsvorschriften aufnehmen oder, falls 
derartige Rechtsvorschriften in einem Mitgliedstaat 
fehlen, wenn sich dieser Mitgliedstaat und die Bank 
abgesprochen und über die von der Bank geplante 
Anleihe geeinigt haben. 

Die Genehmigung der zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats kann nur verweigert werden, wenn 
auf den Kapitalmärkten dieses Staates ernste Stö- 
rungen zu befürchten sind. 

Artikel 6 

Die Anleihen der Bank werden von der Gemein- 
schaft bis zu einem Höchstbetrag verbürgt, der jedes 
Jahr in einer besonderen Unterteilung des Haus- 
haltsplans festgesetzt wird. 

Artikel 7 

Die Bank verfügt über den Ertrag der erhaltenen 
Entgelte, Zinsen und Verwaltungsgebühren, die von 
ihr vereinnahmten Beträge, den Ertrag aus der Ver- 


wendung der Mittel, die sie nicht unmittelbar zur 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten benötigt, und über 
alle anderen Mittel oder Einnahmen aus ihren 
Geschäften. 


Artikel 8 

Die Bank wird von einem Verwaltungsrat verwaltet 
und von einem Direktorium geleitet. 


Artikel 9 

Der Verwaltungsrat besteht aus zehn ordentlichen 
Mitgliedern und zehn stellvertretenden Mitgliedern; 
es werden Persönlichkeiten bestellt, die jede Ge- 
währ für Befähigung in den Tätigkeitsbereich der 
Bank bieten. 

Jeder Mitgliedstaat und die Kommission ernennen 
ein ordentliches Mitglied und ein stellvertretendes 
Mitglied. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden für fünf 
Jahre bestellt. Ihre Wiederbestellung ist zulässig. 
Nach Ablauf ihrer Amtszeit oder im Falle eines 
Rücktritts bleiben die Mitglieder im Amt, bis die 
Wiederbestellung oder die Neubestellung erfolgt 
ist. 

Der Verwaltungsrat wählt unter seinen Mitgliedern 
für die Dauer eines Jahres seinen Präsidenten und 
zwei Vizepräsidenten. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit der 
absoluten Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt. 

Der Vertreter der Kommission verfügt über ein Ein- 
spruchsrecht im Interesse der Gemeinschaft. Der 
Verwaltungsrat kann mit absoluter Mehrheit seiner 
Mitglieder den Rat befassen, der die Frage mit quali- 
fizierter Mehrheit entscheidet. Hat der Rat innerhalb 
von 15 Tagen keine Entscheidung getroffen, ist der 
Einspruch bestätigt. 


Artikel 10 

Der Verwaltungsrat sorgt für die Durchführung der 

Richtlinien der Kommission und 

— beschließt auf Vorschlag des Direktoriums über 
die Anleihen der Bank und ihre Finanzierungs- 
oder Kreditversidierungsgeschäfte ; 

— beschließt die Geschäftsordnung der Bank; 

~ genehmigt den Jahresbericht des Direktoriums; 

— genehmigt die Jahresbilanz und die Ertrags- 
rechnung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 11. März 1976 - 14 - 680 70 ~ E - Au 36/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Februar 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksach© 7/4882 


Airtikelll ; 

Das Direktorium besteht aus einem Präsidenten und | 
vier Mitgliedern, die jede Gewähr für Unabhängig- ■ 
keit und Befähigung bieten. Sie werden vom Ver- j 
waltungsrat für sechs Jahre ernannt und können | 
wiederbestellt werden. Sie können ihres Amtes ent- ; 
lioben werden. Das Direktorium bereitet die Be- ' 
Schlüsse des Verwaltungsrates vor und sichert ihre 
Durchführung. 

A r t i k e 1 12 

Der Präsident des Direktoriums ist der Vorgesetzte 
des Personals der Bank. 

Die das Personal der Bank betreffenden Vorschriften 
werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission erlassen. 

A r t i k e 1 13 

Auf der Grundlage eines vom Direktorium ausge- 
arbeiteten Vorschlags genehmigt der Verwaltungs- ' 
rat spätestens am 31. März den jährlichen Gesamt- i 
bericht über die Tätigkeit und die Finanzlage der : 
Bank und übermittelt ihn der Kommission. 

Artikeln 

1. Das Geschäftsjahr der Bank beginnt am 1. Januar | 
und endet am 31. Dezember. 

2. Der Verwaltungsrat stellt den Voranschlag für 
die Verwaltungsausgaben der Bank auf. Dieser 
Voranschlag wird der Kommission spätestens am 
31. März übermittelt. Diese Ausgaben werden, 
soweit erforderlich, aus dem Haushaltsplan der 
Gemeinschaften gedeckt. 

3. Die Bank stellt jedes Jahr für das abgelaufene 
Haushaltsjahr eine Bilanz auf, der eine Betriebs- 
rechnung beigefügt wird. Diese Dokumente, die 
von einem zugelassenen Rechnungsprüfer be- 
stätigt werden, werden spätestens am 1. März 
dem in Artikel 206 Absatz 1 des Vertrags vorge- 
sehenen Kontrollausschuß übermittelt. Der Kon- 
trollausschuß erstellt unter den in Artikel 206 
Absatz 6 des Vertrags vorgesehenen Bedingun- 
gen einen Bericht über die Rechnung der Bank. 
Die Bilanz und der Bericht des Kontrollausschus- 
ses sowie die Bemerkungen der Kommission 
werden von dieser spätestens am 31. Oktober 
dem Rat und dem Europäischen Parlament unter- 
breitet. Der Rat und das Europäische Parlament 
erteilen dem Verwaltungsrat der Bank nach dem 
in Artikel 206 Absatz 4 des Vertrags vorge- 
sehenen Verfahren Entlastung. 

4. Der etwaige Passivsaldo der Betriebsrechnung 
der Bank wird aus dem Haushaltsplan der Ge- 
meinschaften gedeckt. 

Artikel 15 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats und des Direk- 
toriums und das Personal sowie jede andere an den 
Tätigkeiten der Bank beteiligte Person dürfen selbst 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit keine Informatio- 


nen \veitergeben, die aufgrund ihrer Art unter das 
Berufsgeheimnis fallen. 

Artikel 16 

Die Sprachenregeiung der Europäischen Gemein- 
schaften gilt für die Bank. 

Artikel 17 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen 
der Europäischen Gemeinschaften gilt für die Bank, 
die Mitglieder ihrer Organe und ihr Personal. 

Artikel 18 

Die vertragliche Haftung der Bank unterliegt dem 
auf den betreffenden Vertrag anwendbaren Recht. 
Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
ist für Entscheidungen aufgrund einer in einem von 
der Bank abgeschlossenen Vertrag enthaltenen 
Schiedsklausel zuständig. 

Im Bereich der außervertraglichen Haftung hat die 
Bank gemäß den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
aller Mitgliedstaaten die von der Bank oder ihren 
Bediensteten in Ausübung ihrer Tätigkeit verursach- 
ten Schäden zu ersetzen. 

Der Gerichtshof ist für Rechtsstreitigkeiten im Zu- 
sammenhang mit der Ersetzung dieser Schäden 
zuständig. 

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber 
der Bank wird in den das Personal der Bank betref- 
fenden Vorschriften geregelt. 

Artikel 19 

Jede stillschweigende oder ausdrückliche Handlung 
der Bank kann zur Prüfung ihrer Rechtmäßigkeit von 
jedem Mitgliedstaat, jedem Mitglied des Verwal- 
tungsrats oder jedem direkt und persönlich betroffe- 
nen Dritten vor die Kommission gebracht werden. 

Die Kommission ist innerhalb einer Frist von 15 Ta- 
gen ab dem Tag zu befassen, an dem der Betroffene 
von der beanstandeten Handlung Kenntnis erhalten 
hat. 

Die Kommission faßt einen Beschluß innerhalb von 
einem Monat. Ergeht in dieser Frist kein Beschluß, 
so gilt dies als Ablehnung. 

Artikel 20 

Die Kommission ist ermächtigt, alle zweckdienlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Einsetzung und das 
Funktionieren der Bank und ihrer Organe zu 
gewährleisten. 

Das Anfangskapital wird aus dem Haushaltsplan 
der Gemeinschaften aufgebracht. 

Artikel 21 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrei 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang I 


Ständige Konferenz der Industrie- und Handelskammern 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Das Sekretariat 


Brüssel, den 19. Dezember 1975 


Herr Vizepräsident! 

Mit Ihrem Schreiben vom 29. Juli 1975 an Sir Robin Brook, den Präsiden- 
ten der Ständigen Konferenz der Industrie- und Handelskammern der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, baten Sie um die Stellungnahme der Ständigen 
Konferenz zur Mitteilung der Kommission an den Rat über die Errichtung einer 
Europäischen Ausfuhrbank. 

Ich erlaube mir. Ihnen anbei die Stellungnahme der Ständigen Konferenz 
zu diesem Kommissionsdokument zu übermitteln. 

Ich möchte hinzufügen, daß diese erste Stellungnahme der Ständigen 
Konferenz trotz der darin geäußerten Vorbehalte als ein konstruktiver Beitrag zu 
dem Projekt einer Europäischen Ausfuhrbank und nicht als negative Kritik zu 
betrachten ist. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 


gez. Buchholz 
Generalsekretär 


1 Anlage 


Sir Christopher Soames 

Vizepräsident der KOMMISSION 

DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Rue de la Loi 200 
1040 Brüssel 
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Ständige Konferenz der Industrie- und Handelskammern 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Brüssel, den 15. Dezember 197vS 

Europäische Ausfuhrbank 

Stellungnahme zur Mitteilung der Kommission an 
den Rat KOM(75) 500 vom 23. Juli 1975 

1. Die wirtschaftlich weiterentwickelten Industrie- 
länder werden in Zukunft noch mehr als bisher ihren 
Export mit hochtechnologischen Produkten betreiben 
müssen, wozu immer mehr komplexe Leistungen ge- 
hören. Deshalb, aber auch zur Bewältigung der Ent- 
wicklung zu weiteren hochtechnologischen Leistun- 
gen ist die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Export unerläßlich; sie ist auch Bestandteil der wirt- 
schaftlichen Integration Europas. 

2. Seit jeher bereitet die Finanzierung langfristiger 
Exporte Schwierigkeiten. Insbesondere spielen auch 
die innerhalb der Europäischen Gemeinschaft und 
gegenüber Drittländern unterschiedlichen Modali- 
täten und Konditionen der Exportfinanzierung und 
Exportkreditversicherung eine Rolle für die unter- 
schiedliche internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen. Bis heute wird hier um die Harmoni- 
sierung nur mit Rückschlägen gekämpft. 

3. Unter diesen Gesichtspunkten ist der Plan, für 
einen wichtigen Teilbereich des Exports der Länder 
der Europäischen Gemeinschaft Verbesserungen bei 
der Exportfinanzierung und Exportkreditversicho- 
rung zu schaffen sowie die Möglichkeit, mit einer 
Kontraktwährung nach außen aufzutreten und damit 
das Wechselkursrisiko abzusichern, grundsätzlidr 
positiv zu werten. Fraglich ist nur, ob dieser V/eg 
über die Errichtung einer Europäischen Ausfuhrbank 
führen muß und in dem von der Kommission vorge- 
sehenen Rahmen auch geführt werden kann. 

a) Die dem Rat vorgelegte Mitteilung zur Errichtung 
einer Europäischen Ausfuhrbank behandelt nur 
sporadisch das Problem einer Erweiterung der 
nationalen Regelungen über Mitfinanzierung und 
VEtversicherung von Zulieferungen oder Teil- 
lieferungen aus anderen EG-Staaten. Hier müßte 
erst völlige Klarheit geschaffen werden, bevor 
eine neue Institution gegründet wird. Das gleiche 
gilt für die Frage, ob die Europäische Investi- 
tionsbank die für eine Europäische Ausfuhrbank 
vorgesehenen Funktionen übernehmen kann, 
wenn eine Institution sich als unbedingt notwen- 
dig erweisen sollte. Nur allein das Problem der 
Aufbringung größerer Finanzvolumina dürfte 
eine eigene Institution kaum rechtfertigen, denn 
das für eine Europäische Ausfuhrbank vorge- 
schlagene Finanzierungsinstrumentarium steht 
auch allen bisher mit der Exportfinanzierung be- 
faßten privaten und staatlichen Institutionen zur 
Verfügung. Schwierigkeiten in der Nutzungs- 
möglichkeit dieses Instrumentariums müßten zu- 
erst über Änderungen der geltenden Rechtsvor- 
schriften versucht werden zu lösen (das gilt vor- 
nehmlich für die Finanzierung über den inter- 


nationalen Kapitalmarkt). Darüber hinaus wird 
der Euro-Markt wohl etwas zu pessimistisch von 
der Kommission beurteilt. 

b) Die in der Mitteilung der Kommission an den 
Rat geschilderten Fälle, in denen wegen Schwie- 
rigkeiten bei der Finanzierung der Exporte Ge- 
schäfte für die Europäische Gemeinschaft ver- 
loren gingen, dürften nach den bisher vorliegen- 
den Kenntnissen die Ausnahme sein. Auch bei 
Kcnsortialexportgeschäften sind bisher nur ganz 
wenige Finanzierungsschwierigkeiten so gravie- 
rend gewesen, daß daran das Geschäft gescheitert 
ist. Großprojekte werden heute meist in Tran- 
chen geteilt, die getrennt finanziert und ver- 
sichert werden. 

c) Neben der langfristigen Finanzierung spielt in 
dem Vorschlag der Kommission zur Errichtung 
einer Europäischen Ausfuhrbank das Problem des 
Abschlusses eines Konsortialgeschäftes in nur 
einer Währung eine entscheidende Rolle. Um den 
Geschäftsabschluß in einer Währung zu ermög- 
lichen und die entsprechenden Wechselkursrisi- 
ken weitestgehend auszuschalten, soll eine Wäh- 
rungskonferenz zwischen Exportgeschäften und 
der Finanzierung der Europäischen Ausfuhrbank 
herbeigeführt werden. Diese Abstimmung dürfte 
in der Praxis kaum möglich sein, da eine Anleihe- 
finanzierung zu einem Zeitpunkt langfristig ge- 
plant und durchgeführt werden muß, wo noch 
nicht bekannt ist, in welchen Währungen die 
Geschäfte abgeschlossen werden. Die Währungs- 
kongrucnz kann im Grunde genommen nur her- 
gestellt werden, wenn die Finanzierung parallel 
mit den einzelnen Geschäftsabschlüssen aufge- 
beiut wird, was sich bei einer langfristigen Finan- 
zierung der Europäischen Ausfuhrbank aus- 
schließt. Die heute möglichen Wege der Wechsel- 
kurssicherung werden ohne Begründung als nicht 
effektiv genug angesehen und auch eine entspre- 
chende Veränderung der staatlichen Wechsel- 
kursversicherung nicht behandelt oder auch nur 
erwähnt. 

Die Finanzierungspolitik einer Europäischen Aus- 
fuhrbank kann nicht losgelöst betrachtet werden von 
der jeweiligen konjunkturellen Situation in der Ge- 
meinschaft. Auch in Zukunft sind unterschiedliche 
konjunkturelle Entwicklungen in den Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft und eine unterschied- 
liche Geld- und Kreditpolitik nicht auszuschließen, 
zumindest so lange nicht, wie die Entwicklung zur 
Wirtschafts- und Währungsunion stagniert. Von 
diesen Unterschieden in der Wirtschaftspolitik kann 
auch die Geschäftspolitik einer Europäischen Aus- 
fuhrbank nicht unberührt bleiben. Dies gilt sowohl 
für ihren Entscheidungsspielraum, welche Exportge- 
schäfte finanziert werden, als auch für die Chance 
zur Wahrung der Währungskongruenz, die „rich- 
tigen" Währungen am Kapitalmarkt aufnehmen zu 
können. Sowohl die Aktiv- als auch die Passiv- 
geschäfte einer Europäischen Ausfuhrbank würden 


5 



Drucksache 7/4882 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


von stark differenzierenden Zinssätzen und Kapital- 
verkehrskontrollen mit gespaltenen Devisenmärkten 
stark beeinträchtigt. 

4. Der Vorschlag zur Errichtung einer Europäischen 
Ausfuhrbank laßt die Vermutung zu, daß die Kom- 
mission damit ein Ersatzinstrument für die fehlge- 
schlagene Harmonisierung bei der Exportkreditver- 
sicherung und bei den Ansätzen der Exportfinan- 
zierung finden möchte. So sehr diese Entwicklung zu 
bedauern ist und alle Bestrebungen für eine Verbes- 
serung dieser Angelegenheit zu begrüßen sind, so 
sehr besteht doch die Gefahr, daß Maßnahmen für 
einen Teilbereich des Exports Lösungen bringen, die 
unter diesen Gesichtspunkten notwendig erscheinen, 
die Gesamtharmonisierung aber falsch präjudizie- 
ren, was sich mit größter Wahrscheinlichkeit erst bei 
einer Gesamtharmonisierung heraussteilen dürfte 
und nicht schon bei der Errichtung einer Euro- 
päischen Ausfuhrbank. 

5. Eine Europäische Ausfuhrbank soll vom Prinzip 
her nur subsidiär und möglichst in Zusammenarbeit 
mit den Geschäftsbanken und anderen an der Finan- 
zierung und Versicherung von Exportgeschäften be- 
teiligten nationalen Institutionen tätig werden, d. h. 
die Europäische Ausfuhrbank übernimmt nur eine 
Teilfinanzierung und eine Teilversicherung des je- 
weiligen Exportgeschäfts. Damit bleiben jedoch alle 
als Grund für die Notwendigkeit zur Errichtung 
einer Europäischen Ausfuhrbank angeführten 
Gründe als Problem für den nicht von einer Euro- 
päischen Ausfuhrbank finanzierten und versicherten 
Teil eines Exportgeschäfts bestehen. Die von der 
Kommission erwähnten Probleme werden also nicht 
gelöst, sondern im Volumen nur verringert. Abhilfe 
schaffte nur eine Gesamtfinanzierung oder zumin- 
dest weitaus überwiegende Finanzierung des jewei- 
ligen Exportgeschäfts durch eine Europäische Aus- 
fuhrbank, wodurch wieder das Prinzip der Subsidia- 
rität gefährdet wäre. 

6. Bedenklich erscheint auch der Einsatz von Zins- 
subventionen zur Beeinflussung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der LInternehmen. Handelt es 
sich hier schon um einen ganz massiven Eingriff in 
den Markt, so muß als noch schwerwiegender ange- 
sehen werden, daß die Europäische Gemeinschaft 
eine massive Exportförderung betreiben würde, die 


bei der prekären Handels- und Zahlungsbilanzlage 
vieler Drittländer den Anstoß zu einem Exportförde- 
rungswettlauf geben könnte, der nur die Vorstufe 
zu Importrestriktionen wäre, die sich kein Industrie- 
land leisten kann. 

7. Der Vorschlag der Kommission zur Errichtung 
einer Europäischen Ausfuhrbank gibt nur Rahmen- 
vorstellungen wieder; es fehlt noch völlig die kon- 
krete Ausgestaltung der einzelnen Teile. Deshalb ist 
auch nicht zu erkennen, inwieweit die vor der Erwei- 
terung der Europäischen Gemeinschaft erreichte 
Übereinstimmung bei der Harmonisierung der Ex- 
portkreditversicherung bei der Konzeption für eine 
Europäische Ausfuhrbank berücksichtigt würde, was 
doch sinnvoll wäre, zumal direkte Schwierigkeiten 
mit den unterschiedlichen nationalen Exportkredit- 
versicherungssystemen nicht entstünden. 

8. Die von der Kommission angedeutete Erweite- 
rung des Aufgabenbereichs einer Europäischen Aus- 
fuhrbank über die Exportfinanzierung und Export- 
kreditversicherung hinaus ist noch zu vage, als daß 
dazu schon eine Stellungnahme möglich wäre. 

9. Insgesamt gesehen sind die grundsätzlichen Ge- 
danken der Kommission zur Verbesserung der Ex- 
portfinanzierung und Exportkreditversicherung zu 
begrüßen. Eine Lösung über eine Europäische Aus- 
fuhrbank erscheint jedoch von der Sache her sehr 
schwierig und wegen des Charakters einer Teil- 

I lösung bedenklich. Eine endgültige Bewertung hängt 
jedoch von der Kenntnis der noch nicht vorgelegten 
Details ab. 


Erklärung 

Diese Entscheidung wurde unter Vorbehalt der 
luxemburgischen, dänischen und irischen Delegation 
angenommen. Sie sind der Auffassung, daß die beab- 
sichtigte Schaffung einer Exportbank für die gemein- 
schaftliche Exportindustrie einen wichtigen Integra- 
tionsfaktor darstellen würde und besonders für den 
Außenhandel der kleinen Länder nützlich wäre, die 
aufgrund ihrer begrenzten Mittel nicht über ein 
mittel- und langfristiges Kreditinstrument zur Finan- 
zierung von Ausfuhren in Drittländer verfügen. 
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Anhang II 


10. November 1975 

Schaffung einer Europäischen Ausfuhrbank 
Vorbemerkung 

Infolge der Erdölkrise des Jahres 1973 treten erheb- 
liche Strukturänderungen nicht nur in den indu- 
strialisierten Volkswirtschaften der westlichen Welt, 
sondern auch in der Wirtschaft der Entwicklungs- 
länder auf, die über keine natürlichen Ressourcen 
und Nahrungsmittel verfügen und ihr Einfuhrvolu- 
men verringern müssen. 

Auf der anderen Seite nimmt die industrielle Kapa- 
zität der Erdölerzeuger ständig zu; sie haben in 
ihren Ländern einen Prozeß eingeleitet, mit dem sie 
nach westlichem Muster versuchen, ihre Ressourcen 
zu nutzen, um ihre Gesellschaft und ihre traditio- 
nelle Lebensweise zu ändern. 

Im Rahmen der Gemeinschaft wird daher bald das 
Problem des Abschlusses umfangreicher Verträge 
bev/ältigt werden müssen, deren Durchführung eine 
internationale Zusammenarbeit erfordert; daraus er- 
gibt sich für die Gemeinschaft die Notwendigkeit, 
als eine wirtschaftliche Einheit aufzutreten, die den 
potentiellen Käufern einfache und einheitliche Ver- 
tragsbedingungen, -verfahren und -formein bieten 
kann. 

So gesehen hat die UNICE mit besonderem Interesse 
den Vorschlag der Europäischen Kommission zur 
Schaffung einer Europäischen Ausfuhrbank (EAB) 
zur Kenntnis genommen. 

In diesem Zusammenhang hält es die europäische 
Industrie beim derzeitigen Stand der Erörterungen 
über den Gemeinschaftsvorschlag für zweckmäßig zu 
untersuchen, wie ein internationales „Geschäft" 
ohne einen entsprechenden multinationalen Organis- 
mus abgewickelt wird, und sich anschließend zu den 
Aufgaben, die der Bank übertragen werden müßten, 
und zu den Vorteilen zu äußern, die die Gemein- 
schaftsindustrie daraus ziehen können müßte. 

A, Hauptprobleme ohne eine Europäische Ausfuhr- 
bank 

1. Vertragliche Probleme 
1. Preise 

Akzeptiert der Käufer nicht die Aufspaltung des 
Preises in mehrere Tranchen für jeden Lieferanten, 
stellt sich das Problem der Berechnung des Preises 
in einer einzigen Währung. 

a) Die Währung wird vom Kunden gewählt: Es 
kann sich um eine Währung der Partner oder um 
eine dritte Währung handeln, was im allgemei- 
nen voraussetzt, daß die Parteien untereinander 
die Umrechnung der verschiedenen Preise in die 
einzige im Vertrag vorgesehene Währung aus- 
handeln. In diesem Fall tritt ein Wechselkurs- 
risiko auf, wenn die Vertragswährung weder die 
Währung des Lieferanten noch die seiner Unter- 


lieferanten, sondern die Zahlungswährung ist; 
wenn die Zahlung in einer oder mehreren nicht 
I im Vertrag vorgesehenen Währungen erfolgen 
soll, würde das Wechselrisiko zum Zeitpunkt des 
Inkassos eintreten. 

j 

j b) V/enn der Kunde verlangt, daß seine Partner eine 
einzige Währung wählen; auch in diesem Falle 
ergeben sich die gleichen Probleme. 

2. Fakturierung und Kredittitel 

Aus dem Verlangen des Käufers nach einer einzigen 
Bezugsperson folgt automatisch eine einmalige Fak- 
turierung und äußerstenfalls eine einzige Reihe von 
Kredittitcln; daraus ergibt sich, daß derjenige, der 
fakturiert, gegenüber dem Käufer die Haftung für 
alle vertraglichen Pflichten übernimmt und zudem 
die Steuer für die Refakturierung zu tragen hat. 

Damit taucht das Problem auf, die Zahlung nach ver- 
schiedenen Quoten aufzuteilen, und zuvor noch ist 
die Schwierigkeit zu lösen, die Quoten ein und des- 
selben Kredits aufzuteilen, wenn jeder Partner be- 
strebt ist, den Rechtstitel am Kredit zu besitzen. 

Was die Zahlungen beim Kredit eines einzigen Lan- 
des betrifft, obwohl es sich in Wirklichkeit um Kre- 
dite mehrerer Länder handelt, so kann der Fall ein- 
treten, daß man sich plötzlich an einem Konsolidie- 
rungsabkommen beteiligt sieht, dem nur ein Teil der 
betroffenen Länder beigetreten ist oder das je nach 
Exportland auf verschiedenen Grundlagen zustande- 
gekommen ist. 

3. Bankgarantien 

Die Schwierigkeiten eines praktisch funktionieren- 
den Mechanismus für die Aufteilung der Verbind- 
lichkeiten und das Hindernis des Wechselkursrisikos 
ergeben sich auch bei der dem Käufer gewährenden 
und in einer einzigen Währung auszudrückenden 
Garantie (fidelity bond, performance bond). 

4. Verwaltungstechnische Hindernisse 

; Derzeit setzen die Mitgliedstaaten in der Praxis für 
ausländische Fertigwaren niedrigere Sätze an als in 
den EWG-Vorschriften vorgesehen. Dadurch werden 
die Möglichkeiten für Beteiligungsabkommen ver- 
ringert. 

//. Kreditversicherung 

In den konkreten Fällen multinationaler Beteiligung 
haben die Vereinbarungen zwischen den EWG-Ver- 
sicherern über die automatische Einbeziehung der 
Auslandsprodukte oder die gemeinsame Versiche- 
rung nicht zu den erwarteten Ergebnissen geführt. 

' Andererseits kann auf Grund der fehlenden Harmo- 
nisierung der einzelstaatlichen Systeme nicht die 
j notwendige Einheitlichkeit der Bedingungen ver- 
j wirklicht werden, die eine identische Position der 
Partner gegenüber dem Käufer erleichtert, 
i Dies ist insbesondere der Fall, wenn dem Käufer ge- 
genüber nur ein Partner für alle haftet und demzu- 
folge ein einziger Versicherer besonders notwendig 
wäre. 
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Dies gilt für die Deckung des Kreditrisikos und mehr 
noch für die anderen Risiken. 

Wenn darüber hinaus die Versicherung eine wesent- 
liche Vorbedingung für die Gewährung der Finanzie- 
rung ist, so kann es geschehen, daß die Gewährlei- 
stung der Versicherung des einen Landes nicht für 
eine Finanzierung des anderen Landes als gültig an- 
erkannt wird. 

IIL Finanzierung 

Alle die genannten Schwierigkeiten treten bei der 
Finanzierung zusammen in einem extremen Maße 
auf, wenn der Exporteur nicht Inhaber des Ver- 
trags, der Kredittitel und der Versicherung ist. 

Hier ist man noch weiter als im Bereich der Ver- 
sicherung von einheitlichen und konzentrierten Re- 
geln für die Zinssätze, die Kreditlaufzeit und ge- 
rade für die Anwendungsmodalitäten und -kriterien 
entfernt. 

Selbst wenn angesichts dieser Lage nicht genau be- 
urteilt werden kann, inwieweit sich diese Probleme 
in jedem Mitgliedstaat negativ auswirken, so ist 
doch festzustellen, daß das Wirtschaftssubjekt fak- 
tisch eine erhebliche Verpflichtung übernehmen 
muß, die es neben den Pflichten zu tragen hat, die 
sich aus einem normalen Geschäftsabschluß ergeben. 
Daher sind wir der Überzeugung, daß die meisten 
dieser Probleme sehr weitgehend durch eine Euro- 
päische Ausfuhrbank gelöst werden könnten. 

B. Die Funktionen einer Europäischen Ausfuhrbank 

Die Funktionen, mit denen die Ausfuhrbank multi- 
nationale Geschäfte auf europäischer Ebene unter- 
stützen und katalysieren könnte, können folgender- 
maßen zusammengefaßt werden; 

1. Währungsbereich 

Sie könnte im Rahmen einer gemeinsamen Wäh- 
rungspolitik für die Durchführung der Abkommen 
zwischen der EWG und dritten Ländern sorgen und 
innerhalb der EWG die Probleme im Zusammenhang 
mit der Vertragwährung und den Wechselkursrisi- 
ken für die Parteien lösen helfen. 

Hier kann die FAB neben der gleichmäßigen Vertei- 
lung des Wechselkursrisikos (entweder durch Kom- 
pensationen zwischen den aufgenommenen Schul- 
den und den Forderungen aus den Einfuhren oder 
dadurch, daß sie immer mehr auf die Übernahme 
der FRF als Vertragswährung drängt) später ihr 
eigenes Risiko mildern, indem sie die Geld-, Ver- 
sicberungs- und Rückversicherungsinstrumente be- 
nutzt, die sie selbst auf der Grundlage der Zusam- 
mensetzung und des ümfangs der Transaktionen 
vorsehen kann. 

Somit müßte es möglich sein, von der Gemeinschaft 
zu verlangen, daß sie schon bei der Verhandlung 
koordinierend eingreift. 

Bei der Abfassung der Vereinbarungen schließlich 
würden die optimalen Bedingungen darin bestehen, 
dem Käufer einen Kredit (selbst einen Bank-zu- 
Bank-Kredit) anzubieten, der von allen Partnern für 
Barzahlungen bei der Fälligkeit der Kreditraten ver- 
wendet werden kann. Damit könnten die Haupt- 


probleme gelöst werden, die im Bereich der Preise, 
der Fakturierung, der Kredittitel, der Verwaltung 
und der Finanzierung aufgetreten sind. 

Ist in der Praxis einmal Einigung über den Ver- 
tragsgegenstand und die Kompetenzen der verschie- 
denen Partner erzielt worden, könnte die Bank dem 
Käufer einen Kredit gewähren, der unmittelbar die 
Rückzahlungsbedingungen und -modalitäten umfaßt. 
Was die Einwände betrifft, die der Schuldner even- 
tuell gegen den mit der EAB vereinbarten Rückzah- 
lungsplan erhebt und die mit der Nichtdurchführung 
des Vertrags durch die Lieferanten begründet wer- 
den, so könnten sie dadurch entkräftet werden, daß 
die Bank zugunsten des Käufers vertragliche Sicher- 
heiten (fidelity bonds, performance bonds) für Rech- 
nung des Lieferanten gibt; der Bank käme somit 
eine automatische vollständige Entlastung aufgrund 
der ihr von jedem Partner gestellten Bankgarantien 
zugute. 

2. Entscheidet man sich für den oben beschriebenen 
Interventionsmechanismus, müßte die Tätigkeit der 
Europäischen Ausfuhrbank gleichzeitig den Kredit 
und die damit verbundenen Risiken umfassen. 

Sollte die Gegenleistung für das zu übernehmende 
Risiko die Zahlung eines Entgelts sein, so könnte 
diese wie üblich direkt vom Käufer gefordert wer- 
den. Wenn diese Prämie aus Zweckmäßigkeitsgrün- 
den von den Partnern getragen werden soll, so müs- 
sen sie in den Preis der Lieferung einbezogen wer- 
den. 

3. Finanzielle Mittel 

Die Banken, die gemeinsam im Einvernehmen mit 
der Europäischen Ausfuhrbank an dem Finanzie- 
rung sgeschäft teilnehmen, stellen die Mittel nicht 
dem Käufer, sondern der Bank zur Verfügung, die 
sie unter Hinzufügung ihrer eigenen Mittel dem 
Käufer bei denselben Banken für die Zahlungen an 
die Exporteure bereitstellt. 

Geht man von dieser Hypothese aus, so wird ein Pa- 
rallelismus in der nurebführung mit dem Käufer und 
eine praktische Vereinfachung für den Exporteur er- 
reicht; dieselben positiven Wirkungen würden sich 
bei den Finanzierungsbedingungon einstellen (Rück- 
zahlungsfristen, einheitlicher Satz, repräsentativer 
Charakter des Kredits und der damit verbundenen 
Garantien). 

Das Problem der Ausstattung der Europäischen Aus- 
fuhrbank und der gleichmäßigen Aufteilung ist im 
wesentlichen politischer Natur, und seine Lösung 
müßte in jedem Fall angestrebt werden, selbst wenn 
man sich für eine Funktionsweise entscheidet, die 
nicht der hier dargelegten entspricht und die nicht 
so weitgehend den Bedürfnissen der europäischen 
Industrie gerecht wird. 

In jedem Fall müßte diese Mittelausstattung von 
Anfang an die Europäische Ausfuhrbank befähigen, 
ihre Aufgabe der Mittelaufnahme zu erfüllen, die 
sich angesichts der Wirtschaftslage in jedem Mit- 
gliedstaat auf den internationalen Finanzmärkten 
als schwierig erweisen dürfte (Mittelaufstockung). 

4. Wirtschaftsbeziehungen 

Die ünabhängigkeit, über die die Bank bei ihrer 
Finanzpolitik und Wirtschaftspolitik gegenüber je- 
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dem Mitgliedstaat verfügen müßte, dürfte Vorteile 
in folgenden Bereichen haben: 

— Aushandlung der Abkommen mit den dritten 
Ländern; 

— Loyalisierung der Ausfuhrkreditpolitik (Versiche- 
rung, Finanzierung) der Mitgliedstaaten und 
ihrer Hauptkonkurrenten. 


C. Schlußfolgerungen 

In Anbetracht dessen empfiehlt die europäische In- 
dustrie die Schaffung eines europäischen Bankinsti- 
tuts, das bei seiner Arbeit über weitgehende finan- 
zielle Autonomie verfügt. Insbesondere müßte die 
Europäische Ausfuhrbank ihre Tätigkeit auf Finanz- 
kredite, auf die Finanzierung von Devisentransak- 
tionen und auf die Finanzierung der mit dem Handel 
verbundenen Investitionen konzentrieren. 

Was die Versicherung betrifft, so wünscht die 
UNICE, daß die Bank zunächst die Koordinierung 
und die Herstellung von Kontakten mit den einzel- 
staatlichen Versicherungsorganismen übernimmt, 
und zwar in demselben Maße, wie sich die Unter- 
nehmen der verschiedenen Gemeinschaftsländer an 
einer bestimmten Transaktion beteiligen, um mittel- 
fristig die Funktion eines Rückversicherungsorga- 


nismus der harm_onisierten einzelstaatlichen Systeme 
! zu übernehmen. 

So müßten im Rahmen der Europäischen Ausfuhr- 
bank-Tätigkeit von Anfang an gemeinsame Policen 
I und Entgelte sowie einheitliche Klassifizierung der 
Länder zur Anwendung gelangen. 

Die Bank müßte schon bei den Verhandlungen inter- 
venieren und möglichst in einer supranationalen 
europäischen Währung; ihr Betätigungsfeld müßten 
multinationale Verträge oder Verträge von gemein- 
schaftlichem Interesse mit einem Mindestbetrag von 
rund einer Million ECU sein. 

Die Finanzierungskosten müßten gegenüber den 
Hauptkonkurrenten wettbewerbsfähig sein, sich 
nach der Entwicklung der Zinssätze richten und im 
Zusammenhang mit den Merkmalen der Ausfuhrer- 
zeugnisse und der Bestimmungsmärkte stehen; ge- 
gebenenfalls sind feste Sätze anzuwenden, die das 
Mittel der Kosten für den Einsatz der eigenen Mittel 
und des auf den internationalen und nationalen Ka- 
pitalmärkten angelegten Kapitals darstellen. 

Um dieses System möglichst flexibel zu gestalten, 
müßte das neue Institut (Europäische Ausfuhrbank 
oder Sonderdienst der Europäischen Investitions- 
bank) prinzipiell den Finanzinstitutionen und den 
Versicherungsgesellschaften der einzelnen Mitglied- 
staaten offenstehen. 
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Anhang III 


EWG-Bankvereinigung 


Dezember 1975 


Stellungnahme der Bankvereinigung zur Frage der Errichtung einer 
Europäischen Ausfuhrbank 


1. Ganz allgemein ist es nach Ansicht der Bank- 
vereinigung auf Grund des Entwicklungsgrades der 
Gemeinschaft schwer vorstellbar, daß ein einheit- 
liches europäisches System an die Stelle der einzel- 
staatlichen Regelungen für Ausfuhrbürgschaften und 
Ausfuhrfinanzierung tritt. 

Der Ausfuhrkredit ist zwar ein spezifisches, aber 
doch nur eines der vielen Elemente, die die globale 
Liquiditätsposition der Ausfuhrwirtschaft ausmachen. 
Diese Elemente weisen jedoch von Land zu Land er- 
hebliche Unterschiede auf. Es ist ebenso notwendig 
zu vermeiden, daß die einzelstaatlichen Ausfuhrkre- 
ditmechanismen zur Verzerrung des Wettbewerbs 
benutzt werden können, wie es wünschenswert ist, 
diese Mechanismen so funktionieren zu lassen, daß 
unter Berücksichtigung der Finanzierungsmögiicli- 
keiten, die den Unternehmen von den Banken und 
Finanzierungssystemen insgesamt geboten worden, 
die geeignetste Form der Beteiligung frei gewählt 
werden kann. 

Folglich ist die Bankenvereinigung der Auffassung, 
daß etwaige Initiativen nur für den Sonderfall der 
Bürgschaften und der Finanzierung von Großaufträ- 
gen für die Kapitalgüterausfuhr, an denen sich Un- 
ternehmen aus mehreren Mitgliedstaaten beteiligen, 
ergriffen werden sollten. 

2. Die Notwendigkeit, diese Aufträge in nationale 
Unteraufträge aufzuteilen, die von den einzelnen 
nationalen Systemen verbürgt und finanziert wer- 
den, ist derzeit ohne Zv/eifel Ursache für erhebliche 
Schwierigkeiten, die nicht zu unterschätzen sind. 

Bisweilen will kein nationales System Randelemente 
eines Auftrags garantieren, so daß diese dem Zah- 
lungsrisiko ausgesetzt sind und für die günstigsten 
Finanzierungsbedingungen nicht in Frage kommen. 
Ebenso ist cs möglich, daß nicht alle betroffenen 
nationalen Systeme dieselben Bedingungen hinsicht- 
lich der Laufzeit und insbesondere des Zinssatzes für 
den Kredit akzeptieren. 

Schließlich kann es geschehen, daß einige nationale 
Beiträge zu einem Auftrag nur in der Währung des 
betreffenden Landes fakturiert werden können, so 
daß dem ausländischen Käufer kein globaler Ver- 
trag mit einer einzigen Vertragswährung geboten 
werden kann. 

Es ist jedoch festzustellen, daß diese Schwierigkei- 
ten, ebenso wie die Schwierigkeiten, die sich aus 
Wechselkursrisiken ergeben - für Ausfuhren, die 
in einer anderen Währung als der des Exporteurs 
fakturiert werden -, nicht nur multinationalen Auf- 
trägen eigen sind. Die Fakturierung in verschiede- 
nen Wahrungen wird nicht immer vom ausländi- 
schen Käufer als ein Nachteil betrachtet; wenn be- 


stimmte nationale Unteraufträge zum Beispiel ver- 
schiedenen Kreditbedingungen unterliegen, so ist 
schließlich der wichtigste Punkt für den Käufer, daß 
die sich aus den verschiedenen Kreditbedingungen 
ergebenden Durchschnittskosten tragbar sind. 

Sofern multinationale Geschäfte der Gemeinschafts- 
industrien gegenüber dem externen Wettbewerb be- 
nachteiligt sind, kann dieser Nachteil teilweise den 
genannten Schwierigkeiten zugeschrieben werden, 
aber nach Auffassung vieler Sachverständiger ist 
dies sogar noch mehr auf die extremen Schwierig- 
keiten beim Zustandekommen der Transaktionen 
und auf die oft übermäßig lange Zeit zurückzufüh- 
ren, der es bedarf, um eine Einigung über alle finan- 
ziellen Klauseln des Vertrags zu erzielen. 

Diese Komplikationen und der Zeitverlust ergeben 
sich vor allem daraus, daß die an multinationalen 
Transaktionen beteiligten Unternehmen und Banken 
nacheinander getrennt die Bürgschafts- und Finan- 
zierimgsbedingungen des Auftrags mit den nationa- 
len Instituten erörtern müssen, die natürlich dazu 
neigen, ihre Beiträge so weit wie möglich auf die 
rein nationale Beteiligung zu beschränken. Wenn 
Aufträge Lieferungen umfassen, die schwer in na- 
tionale Kategorien einzuteilen sind, erfordert die 
Allshandlung von Finanzklauseln, die für die Insti- 
tute, die Lieferanten und die Käufer annehmbar sind, 
eine Vielzahl von Verträgen, Diskussionen und We- 
gen, die mit erheblichem Zeitaufwand verbunden 
sind. Währenddessen könnte der ausländische Käu- 
fer, der nicht weiß, was letzten Endes entschieden 
wird, versucht sein, ein Angebot zu akzeptieren, das 
vielleicht weniger interessant, aber rascher und 
sicherer ist; diese übermäßig lange Dauer der Ver- 
tragsaushandlung und die daraus resultierende Un- 
gev/ißheit stellen nach Auffassung aller Mitglieder 
der Bankenvereinigung die Hauptschwierigkeit für 
multinationale Aufträge dar. 

Daher sollten nach Auffassung der Bankenvereini- 
gung als grundlegende Verbesserung der derzeiti- 
gen Situation die Verhandlungen durch eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten 
vereinfacht und beschleunigt werden. 

3. Abgesehen davon, daß den Banken die wesent- 
liche Rolle gelassen werden muß, glauben einige 
Mitglieder der Bankenvereinigung, daß die Euro- 
päische Ausfuhrbank bis zu einem gewissen, noch zu 
definierenden Grade eine nützliche Funktion erfül- 
len und - neben ihren direkten Aufgaben - zur Ver- 
einheitlidiung bestimmter Aspekte der Ausfuhrkre- 
ditversicherung und möglicherweise auch der Aus- 
fuhrkreditfinanzierung beitragen könnte. Die mei- 
sten Mitglieder meinen jedoch, daß die Kommis- 
sionsvorschläge über die erwiesenen Notwendig- 
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keiten hinausgehen. Sie haben Zweifel, ob eine 
Europäische Ausfuhrbank tatsächlich mit den Mitteln 
ausgestattet werden könnte, die es ihr ermöglichen, 
den an multinationalen Transaktionen beteiligten 
Unternehmen viel mehr Fazilitäten als zur Zeit ver- 
fügbar zu bieten. Schließlich befürchten sie, daß die 
Schaffung einer Einrichtung für multinationale Ge- 
schäfte zu Verzerrungen zwischen den Transaktio- 
nen auf europäischer und auf nationaler Ebene füh- 
ren könnte, was der globalen Kohärenz der Gemein- 
schaftspolitik im Bereich der Ausfuhrförderung scha- 
den würde. 

Auf Grund dessen ist die Bankenvereinigung zu der 
Ansicht gelangt, daß der im letzten Absatz von Zif- 
fer 2 enthaltene Vorschlag auf der derzeitigen Inte- 
grationsstufe einen beachtlichen Fortschritt darstel- 
len würde. Es wäre Sache der betroffenen Stellen, 
in Zusammenarbeit mit der Kommission und den be- 
troffenen Kreisen die geeignetesten Formen der Zu- 
sammenarbeit zu finden, um das Zustandekommen 
multinationaler Aufträge zu erleichtern. Formen, 
mit denen tatsächlich dem Wettbewerb von außer- 
halb der Gemeinschaft begegnet werden kann. Die in 
diesem Zusammenhang von den Kreditversicherern 
bereits ergriffene Initiative weist allen Betroffenen 
die Richtung. 

Die Bankenvereinigung schließt nicht aus, daß dieser 
pragmatische Ansatz später zur Schaffung einer 
europäischen Einrichtung führt, die multinationale 
Ausfuhrgeschäfte garantiert und finanziert. Aus die- 
sem Grund dürfte nach Meinung der Bankenvereini- 
gung ein derartiger Ansatz in diesem Stadium der 
Auffassung derjenigen, die die Errichtung einer 
Europäischen Ausfuhrbank für vollkommen verfrüht 
halten, und der Ansicht derjenigen entsprechen, die 
gegen die Bank grundsätzlich nichts einzuwenden 
haben, aber glauben, daß ihre Schaffung eine wei- 
tere Prüfung erfordert. 

Eine Europäische Ausfuhrbank: Zweite Stufe 

(Mitteilung der Kommission an den Rat) 

1. Im Juli vergangenen Jahres hat die Kommission 
dem Rat eine Mitteilung zugeleitet, in der sie die 
Zweckmäßigkeit der Gründung einer Europäischen 
Ausfuhrbank (EAB) und die möglichen Ziele und 
Methoden einer solchen Bank prüft (KOM(75) 500). 
Darin hat die Kommission ihre Absicht mitgeteilt, 
die Exportkreditversicherer sowie die Bank- und 
Industriekreise der Gemeinschaft dazu zu konsul- 
tieren. Dies ist inzwischen geschehen. Nach diesen 
Konsultationen unterbreitet die Kommission dem 
Rat nunmehr einen Vorschlag für die Gründung 
einer EAB. 

Allgemeine Untersuchung 

2. In ihrer Julimitteilung wies die Kommission 
darauf hin, daß die multinationalen Großprojekte 
voraussichtlich volumen- und zahlenmäßig zunehmen 
und einen verstärkten Konkurrenzkampf auslösen 
werden. Sie hob die erheblichen Unterschiede zwi- 
schen den Praktiken der Exportkreditorganisationen 
der einzelnen Mitgliedstaaten hervor und fügte hin- 
zu, es sei wünschenswert, die Kohärenz der Fazili- 


täten, die den Exporteuren der Gemeinschaft für 
multinationale Geschäfte auf diesem Gebiet gewährt 
werden, zu verbessern, ohne die internationale Kon- 
kurrenz hinsichtlich der Exportbedingungen zu stei- 
gern. Sie betonte schließlich, daß allen bisherigen 
Versuchen, das Problem mit Flilfe der bestehenden 
nationalen Systeme zu lösen, Grenzen gesetzt seien, 
und erklärte abschließend, die geplante EAB müsse 
vor allem in der Lage sein, sowohl den Exporteuren 
der Gemeinschaft als auch den ausländischen Käu- 
fern der in der Gemeinschaft produzierten Investi- 
tionsgüter und Dienstleistungen Kredit- und Ver- 
sicherungsbedingungen zu bieten, die mit denjenigen 
vergleichbar sind, die den Exporteuren der anderen 
großen Flandelsländer gewährt werden. 

Konsultationen 

3 . Im zweiten Flalbjahr 1975 hat die Kommission 
die Exportkreditversicherer und die Bank- und In- 
dustriekreise der Gemeinschaft konsultiert, und zwar 
sowohl direkt im Rahmen besonderer Zusammen- 
künfte als auch indirekt über die zuständigen re- 
präsentativen Stellen - Bankvereinigung, Ständige 
Konferenz der Handelskammern und UNICE - die 
schriftliche Stellungnahmen übermittelt haben (Ab- 
schrift in der Anlage). Ferner hat die Kommission 
einen vorläufigen Kommentar der Europäischen In- 
vestitionsbank (EIB) erhalten. Die Kommission dankt 
den betreffenden Organisationen und Personen für 
ihre konstruktiven Beiträge. 

4. In den Konsultationen der Industrie- und Bank- 
kroise wurde einstimmig bekräftigt, daß die gegen- 
wärtigen Unterschiede zwischen den Praktiken der 
Mitgliedstaaten für die Exporteure der Gemein- 
schaft und die von der Exportfinanzierung Betroffe- 
nen bereits echte Probleme aufwerfen. In den Kon- 
sultationen wurde ebenfalls bestätigt, daß Zahl und 
Umfang der multinationalen Aufträge künftig zu- 
nehmen werden, obwohl über die Größenordnung 
der Zunahme keine genauen Angaben gemacht wer- 
den konnten. Es wurde übereinstimmend festgestellt, 
daß die derzeitige Situation keine angemessene 
Grundlage für das künftige Wachstum der Gemein- 
schaftsausfuhren dieser Art ist. 

5. Darüber, wie hier Abhilfe zu schaffen ist, kam 
jedoch kein Einvernehmen zustande: 

— ■ Die UNICE sprach sich für die Schaffung einer 
finanziell weitgehend autonomen europäischen 
Bankorganisation aus, die vor allem die Auf- 
gabe hätte, Kapital zu leihen sowie Wechsel- 
kurstransaktionen und Geschäftsinvestitionen zu 
finanzieren. Im Versicherungsbereich sollte sie 
zunächst ein Koordinierungs- und Verbindungs- 
organ zwischen den verschiedenen nationalen 
Versicherungsorganisationen sein, aber auf län- 
gere Sicht zu einem Organ für die Rückversiche- 
rung auf der Grundlage harmonisierter nationa- 
ler Systeme ausgebaut werden. Sie würde 
schließlich alle multinationalen Geschäfte und 
Geschäfte aller Art zugunsten der Gemeinschaft 
in Höhe von einer Million RE oder mehr finan- 
zieren. 
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— Die ständige Konferenz fragt sich, ob es nicht 
möglich wäre, die einzelstaatlichen Systeme zu 
erweitern, und weist darauf hin, daß die Finan- 
zierung in nur einer Währung für die EAB Pro- 
bleme aufwerfen würde und in ihrer Wirkung 
begrenzt wäre, wenn - was notwendig ist - der 
Tätigkeitsrahmen zugunsten der Finanzierung 
durch die Banken eingeschränkt würde. Es wäre, 
so erklärt die Ständige Konferenz abschließend, 
solange keine näheren Erklärungen der Kom- 
mission vorliegen, schwierig, die gegenwärtigen 
Probleme durch die Gründung einer EAB zu 
lösen, und deshalb besser, die Bemühungen um 
eine Harmonisierung der Praktiken der einzelnen 
Länder zu intensivieren. 

— Die Bankenvereinigung fragt sich, ob die Finan- 
zierung in mehreren Währungen wirklich die 
Hauptschwierigkeit ist. Sie legt das Schwerge- 
wicht auf die Zeitverluste, die dadurch entstehen, 
daß getrennte Besprechungen zwischen jeder 
Bank und der entsprechenden nationalen Export- 
kreditorganisation stattfinden müssen; sie 
wünscht infolgedessen eine engere Zusammen- 
arbeit aller betroffenen Stellen. Sie fügt hinzu, 
daß einige Mitglieder zwar die Gründung einer 
EAB für zweckmäßig halten, andere dagegen be- 
zweifeln, daß die Mittel, mit denen man sie aus- 
statten wird, ausreichen werden, um die gegen- 
wärtige Lage zu verbessern. Abschließend ver- 
tritt die Bankenvereinigung die Ansicht, daß als 
erstes die Zusammenarbeit gefördert werden 
sollte, die den Weg für die spätere Gründung 
einer EAB ebnen könne. 

— In Bankkreisen wurde bei den Konsultationen 
außerdem hervorgehoben, daß eine EAB mit den 
Banken Zusammenarbeiten müsse, zwar wisse 
man noch nichts Genaues, aber die Bank werde 
unter Umständen ein beträchtliches Geschäftsvo- 
lumen zu bewältigen haben, und es sei zweifel- 
haft, ob sich die Finanzierung in nur einer Wäh- 
rung empfehle. 

— Die Vertreter der Industriekreise waren für einen 
weiteren Aktionsbereich einer EAB, der sich nicht 
auf die multinationalen Geschäfte beschränkt, 
die ihrer Ansicht nach nur einen relativ geringen 
Teil der Gesamtexporte ausmachen, oder eine be- 
schleunigte Harmonisierung, bei der es sich um 
eine umfassendere Aktion handeln würde. 

6. Abgesehen von diesen Konsultationen fand eine 
erste Diskussion über das Dokument der Kommis- 
sion auch im Arbeitskreis des Rates zur Koordinie- 
rung der Politik auf dem Gebiet der Kreditversiche- 
rung, der Bürgschaften und der Finanzkredite statt. 
Die meisten Teilnehmer bezeichneten die gegen- 
wärtige Lage als unbefriedigend, einige räumten 
ein, daß eine EAB nützlich sein könnte, wieder 
andere wünschten, daß die Prüfung des Vorhabens 
fortgesetzt wird. Allerdings waren einzelne Teil- 
nehmer auch der Auffassung, daß die gegenwärtige 
Lage befriedigend sei und die Gründung einer EAB 
nicht von großem Nutzen wäre. In diesem Zusam- 
menhang wurde vor allem hervorgehoben, daß die 
Einführung spezifischer Exportkreditbedingungen 


auf Gemeinschaftsebene in Anbetracht der unter- 
schiedlichen Wirtschaftslage der Mitgliedstaaten 
nachteilige Folgen haben könnte, denn sie würde 
unter Umständen dazu führen, daß einzelne Mit- 
gliedstaaten bei ihren Exporten günstigere Be- 
dingungen gewähren. Es wäre außerdem schwierig, 
diese Bedingungen dann auf den für eine EAB in 
Aussicht genommenen engen Bereich zu beschrän- 
ken, da Druck ausgeübt würde, damit entsprechende 
Bedingungen auf nationaler Ebene auch in anderen 
Bereichen gewährt werden. 

7. Die EIB erwähnt in ihrem Kommentar die Un- 
gewißheit, z. B. hinsichtlich des Umfangs der EAB- 
Geschäfte, und weist auf die Möglichkeit hin, auf 
der Grundlage von Artikel 18 Absatz 1 ihrer Sat- 
zung selbst zu der Finanzierung von Vorhaben mit 
den einzelstattlichen Exportkreditinstituten und mit 
Banken beizutragen, und zwar in Form von Käufer- 
krediten, die entweder unmittelbar oder durch Ein- 
schaltung eines beteiligten Gemeinschaftsunterneh- 
mens einer Gesellschaft außerhalb der Gemeinschaft 
gewährt werden. 

Prüfung der Ergebnisse dieser Konsultationen 

8. Die Kommission hat die bei diesen Konsulta- 
tionen angeschnittenen Probleme eingehend geprüft. 
Sie stellt fest, daß die gegenwärtigen Verhältnisse 
weitgehend als unangemessene Grundlage für den 
erwarteten Zuwachs der multinationalen Exporte 
und Verbesserungen als notwendig empfunden wer- 
den. Aus den Konsultationen ergeben sich zwei Ver- 
besserungsvorschläge: der von einigen begrüßte 
Vorschlag für eine EAB, während andere wenig- 
stens als Ausgangspunkt eine verstärkte Zusammen- 
arbeit auf der Grundlage einer umfassenden Harmo- 
nisierung vorziehen. 

9. Die Kommission ist ebenfalls der Ansicht, daß 
das Problem der Exportkredite für alle Arten von 
Geschäften auf lange Sicht durch die Harmonisie- 
rung der einzelstaatlichen Praktiken gelost werden 
muß. Sie setzt sich seit Jahren dafür ein, muß jedoch 
feststellen, daß trotz ihrer anhaltenden Bemühungen 
nur geringe Fortschritte erzielt worden sind. Die 
Kommission beabsichtigt, sich in verstärktem Maße 
um eine allgemeine Harmonisierung zu bemühen. 
Das Gutachten, das der Gerichtshof vor kurzem ab- 
gegeben hat, bestärkt sie in ihrer Überzeugung von 
der Notwendigkeit dieser Harmonisierung: Darin 
heißt es, daß die Exportkreditsysteme innerhalb der 
Gemeinschaft im Rahmen der gemeinsamen Handels- 
politik rigoros vereinheitlicht werden müssen. Aber 
sowohl die bisherigen Erfahrungen als auch die erheb- 
lichen Unterschiede, die in zahlreichen wesentlichen 
technischen Punkten zwischen den in den Rechtsvor- 
schriften verankerten einzelstaatlichen Praktiken be- 
stehen, machen eine rasche Verbesserung unmög- 
lich. Die Kommission möchte daher die für multi- 
nationale Geschäfte dringend notwendigen Ver- 
besserungen nicht von der Harmonisierung abhängig 
machen, die nur Schritt für Schritt erfolgen kann. Für 
sie bleibt somit die EAB eine sinnvolle Lösung. 

10. Hinsichtlich der mehr ins einzelne gehenden 
Fragen teilt die Kommission die Auffassung, daß 
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das Fehlen einer Finanzierung in einer Währung zur 1 
Zeit kein größeres Hindernis darstellt. Sie glaubt 
deshalb nicht, daß die EAB notwendig wäre, um 
Möglichkeiten zur Finanzierung in einer einzigen 
Währung zu bieten. Sie stellt jedoch fest, daß nach 
Ansicht einiger konsultierter Kreise die Finanzie- 
rung in einer einzigen Währung künftig bedeutsam | 
werden könnte, und ist der Meinung, daß eine EAB 1 
im Lichte ihrer eigenen Erfahrung beurteilen sollte, | 
inwieweit dies in Zukunft notwendig ist, und alle | 
entsprechenden Maßnahmen ergreifen sollte (ein- 
schließlich etwaiger Anwendung der Europäischen 
Rechnungseinheit). Die Kommission ist ebenfalls 
damit einverstanden - dies war übrigens von An- 
fang an ihre Absicht -, daß die EAB eng mit den an 
Exportkrediten beteiligten Banken zusammenarbei- 
tet; diese Banken werden insofern weiterhin eine 
wichtige Rolle spielen, als sich der Betrag der von 
der EAB zu gewährenden Kredite verringern würde. 
Die Kommission bezweifelt angesichts der gegen- 
wärtigen Unzulänglichkeiten in diesem Bereich, daß 
eine engere Zusammenarbeit zwischen bestehenden 
nationale Stellen erfolgversprechend wäre. Die 
Kommission bezweifelt außerdem, daß es für eine 
EAB angebracht wäre, von Anfang an eine Vielzahl 
von Geschäften zu tätigen, obwohl damit eine spä- 
tere Tätigkeitserweiterung nicht ausgeschlossen 
würde. 

j 

11. Die Kommission hat die Frage einer etwaigen 
Lockerung der Exportkreditbedingungon, wie sie in 
dem Vorschlag für die Gründung einer EAB zur Zeit 
stillschweigend angeregt wird, besonders aufmerk- 
sam geprüft. Es handelt sich nämlich um einen sehr 
generellen Einwand, der nicht nur gegen eine EAB, 
sondern gegen jede Harmonisierung (im Gegensatz 
zur Festlegung von Mindestbedingungen) der Ex- 
pertkreditbedingungen innerhalb der Gemeinschaft 
geltend gemacht werden könnte. Es fällt der Kom- 
mission schwer, dieses Argument als einen sinnvol- 
len Einwand gegen die Harmonisierung der Gemein- 
schaftspraktiken anzusehen, insbesondere in Anbe- 
tracht des vorgenannten Gutachtens des Gerichts- 
hofs. Die Kommission muß in diesem Zusammen- 
hang nochmals ihren - schon so oft geäußerten - 
Wunsch zum Ausdruck bringen, daß der Konkurrenz- 
kampf im Bereich der Exportbedingungen aufhört. 
Mit der Gründung einer EAB bemüht sich die Kom- 
mission um eine Verbesserung der den Exporteuren 
der Gemeinschaft gewährten Fazilitäten und nicht 
um eine Lockerung der Ausfuhrkreditbedingungen. 
Im Kontext einer EAB und ganz allgemein ist sie 
der Ansicht, daß die Gemeinschaft sich keinesfalls 
eine besondere Stellung dadurch verschaffen darf, 
daß sie Sätze gewährt, die niedriger sind als Markt- 
sätze. Nach Ansicht der Kommission muß daher der 
Grundsatz aufgestellt werden, daß die EAB Kredite 
zu Marktsätzen gewährt; gemäß den in dem betref- 
fenden Sektor üblichen Praktiken dürfte es jedoch 
möglich sein, die Gemeinschaftsbedingungen (inner- 
halb unserer internationalen Verpflichtungen) zu 
vermindern, um sie den Bedingungen anzupassen, 
die Exporteuren dritter Länder eingeräumt werden 
könnten. 


12. Es sei darauf hingewiesen, daß zur Zeit auf 
internationaler Ebene Verhandlungen über die Gren- 
zen des Wettbewerbs im Bereich der Ausfuhrkredit- 
bedingungen stattfinden I Ziel ist ein „Gentleman's 
Agreement", in dem die Minima für die Vorzugsbe- 
dingungen im Bereich der Exportkredite festgelegt 
werden sollen. Sollten die Verhandlungen erfolg- 
reich verlaufen, wie die Kommission aufrichtig 
hofft ^), so wird die Möglichkeit, Kredite unter den 
normalen Marktsätzen zu gewähren, sehr begrenzt 
sein, und der mögliche Höchstsatz bei Vorzugskre- 
diten wird bekannt und begrenzt sein. Unter diesen 
Umständen ist die Kommission der Auffassung, daß 
der vorstehend erwähnte Grundsatz dem Problem 
der Lockerung der Exportkreditbedingungen, die von 
manchen als ein Einwand gegen die Gründung einer 
EAB angesehen wird, in passender Weise Rechnung 
trägt. 

13. Die Kommission hat auch zur Kenntnis genom- 
men, daß die EIB in bestimmten Fällen die Finan- 
zierung von Käuferkrediten übernehmen kann. Sie 
kam zu dem Schluß, daß für die Exportfinanzierung 
jedoch eine gesonderte Einrichtung notwendig ist, 
Vv'eil sich diese Tätigkeit von den derzeitigen Auf- 
gaben der EIB unterscheidet, und weil die Verwal- 
tung eines gemeinschaftlichen Exportkreditsystems 
ein Instrument der gemeinsamen Handelspolitik ist 
und daher mit der Gemeinschaftstätigkeit auf diesem 
Gebiet eng gekoppelt werden muß. Es gibt jedoch 
Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit zwischen 
der EIB und der EAB, die im Auge behalten werden 
sollten. 

Vorschlag der Kommission 

14. Die Kommission ist daher nach wie vor der 
Überzeugung, daß eine EAB, wie sie sie in ihrer Mit- 
teilung vom Juli 1975 konzipiert hat, das beste 
Mittel ist, einen expansiven Sektor in den Griff zu 
bekommen, in dem immer wichtigere Geschäfte ge- 
tätigt werden, und der nach Meinung aller mit den 
bestehenden nationalen Systemen nicht richtig er- 
faßt v/erden kann. Sie unterbreitet daher dem Rat 
den Entwurf einer Verordnung (siehe Anlage) zur 
Gründung einer EAB. Dieser Vorschlag wird nach- 
slehend im einzelnen erläutert. 

15. Die EAB wäre durch Ratsverordnung zu errich- 
ten. Sie könnte die Form einer neuen gesonderten 
Einrichtung annehmen, die von einem Verwaltungs- 
rat geleitet wird; der Verwaltungsrat wäre einem 
Direktorium verantwortlich; er beschließt alle An- 
leihe- und Darlehensgeschäfte (innerhalb des der 
EAB gesetzten finanziellen Plafonds). Der Verwal- 
tungsrat sollte aus sachkundigen Mitgliedern be- 
stehen, die von den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission ernannt werden. 

16. Da eine Einrichtung für Ausfuhrkredite enge 
Beziehungen zu den Gemeinschaftsorganen, die sich 
mit der gemeinsamen Handelspolitik im allgemeinen 

1) Die Kommission hat dem Rat vor kurzem eine Emp- 
fehlung übermittelt, in der die entsprechenden Ver- 
handlungsrichtlinien enthalten sind. 
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befassen, zu unterhalten hat, müßte die Kommission 
Richtlinien festlegen können, die für die EAB ver- 
bindlich wären und den Grundsätzen des Verord- 
nungsvorschlags sowie den allgemeinen Zielen der 
gemeinsamen Handelspolitik entsprächen. Diese 
Richtlinien würden dem Rat mitgeteilt, der sie mit 
qualifizierter Mehrheit aufheben könnte. Die Kom- 
mission würde auch über ein Einspruchsrecht im 
Direktorium verfügen, das die strittigen Fragen vor 
den Rat bringen könnte; in diesem Falle müßte der 
Rat in einer bestimmten kurz bemessenen Frist be- 
schließen. 

17. Die EAB würde Geschäftsbeziehungen sowohl 
mit der Industrie als auch mit den Bankinstituten 
und sonstigen Instituten des Ausfuhrkreditbereichs 
unterhalten; sie würde eng mit den Banken Zusam- 
menarbeiten, die weiterhin wenigstens einen Teil 
der Finanzierung der Vorhaben übernehmen würden. 

18. Die EAB würde in sämtlichen Bereichen der 
Ausfuhrkreditversicherung tätig. Sofern sie zusätz- 
lich Finanzierungen übernehmen sollte, würden die 
dafür notwendigen Mittel durch gemeinschaftlich 
verbürgte Anleihen aufgebracht. Die Höhe dieser 
Bürgschaft würde jährlich im Gemeinschaftshaushalt 
festgesetzt. Aus dem Gemeinschaftshaushalt würden 
auch die Anfangsausgaben der EAB aufgebracht und 
ein etwaiges Betriebsdefizit ausgeglichen. Jedoch 
würde die EAB mit einem geringfügigen Kapital 
-100 Mio RE - aus dem Gemeinschaftshaushalt aus- 
gestattet. Mit dieser gemischten Kapitalstruktur soll 
ein Höchstmaß an Flexibilität gesichert werden, da 
es schwierig ist, das künftige Transaktionsvolumen 
vorauszusehen, und dem Rat sowie dem Europäi- 
schen Parlament eine entsprechende Kontrolle über 
den Umfang der Verbindlichkeiten der EAB ermög- 
licht werden. Sobald jedoch die EAB voll funk- 
tioniert und Erfahrungen erworben hat, sollte diese 
Kapitalstruktur überprüft werden, um festzustellen, 
ob eine andere Kapitalstruktur eine bessere Grund- 
lage für ihre künftige Tätigkeit wäre. 

19. Die Finanzierungsbedingungen richten sich nach 
dem bereits dargelegten Grundsatz (Ziffer 11). Für 
die gewährte Finanzierung wären die normalen 
Sicherheiten zu verlangen. 

Funktionsweise der EAB 

20. Obige Modalitäten wären die Hauptbestand- 
teile einer Ratsverordnung. Über die genaue Funk- 
tionsweise der EAB im Rahmen der derzeitigen in- 
stitutioneilen Grundsätze und Strukturen müßten 
später Beschlüsse ergehen, an denen der Verwal- 
tungsrat und das Direktorium der EAB beteiligt 
würden. In den folgenden Ziffern soll aufgezeigt 
werden, wie die EAB auf der Grundlage der bei- 
gefügten Verordnung arbeiten könnte. 

21. Die EAB müßte unabhängig arbeiten und für 
alle Lösungen und Unternehmen, die an multinatio- 
nalen Aufträgen von gemeinschaftlichem Interesse 
beteiligt sind, sowie für anderweitig tätige Banken 


^ offen sein. In jedem Fall soll die EAB die jewei- 
ligen Vorhaben zusammen mit den betroffenen Ge- 
schäftsbanken, die selbst einen Teil der Finanzie- 
rung übernehmen müssen, beurteilen. Die EAB 
müßte daher bei der Planung ihrer Geschäfte nor- 
I male Maßstäbe hinsichtlich des Risikos und der Ver- 
I bindlichkeitsgrenze anlegen. 

22. Aufgrund dieser Beurteilung des Vorhabens 
könnte sich die EAB einerseits innerhalb der in einer 

j Richtlinie der Kommission festgesetzten Grenzen in 
! Form der Kreditversicherung beteiligen. Dies wäre 
eine direkte Zahlungssicherung für die finanzieren- 
den Banken. Die Versicherung könnte die Handels- 
risiken und die politischen Risiken umfassen, ein- 
schließlich der Transferrisiken. Um zu vermeiden, 
daß die EAB alle diese Risiken gleichzeitig abdeckt, 
würde sie versuchen, sich teilweise oder vollständig 
bei öffentlichen und privaten Versicherern rückzu- 
versichern. Für die Kreditversicherung der EAB 
waren Entgelte zu erheben, bei denen dem aktuariel- 
len Risiko Rechnung zu tragen wäre. 

23. Andererseits könnte die EAB auch einen Teil 
des Ausfuhrkredits zur Verfügung stellen, und zwar 

I bis zu dem vom Verwaltungsrat beschlossenen 
Höchstsatz. Dabei könnte es sich um einen Käufer- 
oder einen Lieferantenkredit handeln. Er würde in 
Fällen gewährt, in denen eine zusätzliche Beteili- 
gung der EAB zweckmäßig erscheint. Die Finanzie- 
rung würde zu den in Ziffer 9 genannten Bedingun- 
gen unter Inanspruchnahme der von der EAB-Ge- 
I ineinschaftsbürgschaft aufgenommenen Mittel er- 
I folgen. Die EAB würde sich grundsätzlich in der 
Anleihe Währung beteiligen; sie wird sich im Rahmen 
des Möglichen bemühen, ihre Anleihen so aufzu- 
nehmen, daß sie die Finanzierung in der gewünsch- 
ten Währung vornehmen kann. Wenigstens im An- 
fangsstadium würde die EAB keine Wechselkurs- 
risiken abdecken, würde aber versuchen, Verfahren 
zu entwickeln, mit denen die Probleme, denen sich 
die Exporteure der Gemeinschaft gegenübersehen, 
optimal geregelt werden könnten. 

24. Die EAB hätte mit den nationalen Exportkredit- 
organisationen eng zusammenzuarbeiten. Ferner 
müßte sie Kontakte mit den Entwicklungshilfe ge- 
währenden Gemeinschaftsinstanzen unterhalten, 
nicht etwa, weil die EAB Finanzhilfe leisten sollte, 
sondern weil viele Vorhaben, die eine Export- 
kreditfinanzierung erforderlich machen, mit Vor- 
haben gekoppelt sind, die gesondert auf Hilfsbasis 
finanziert werden. 


Schlußfolgerung 

25. Mit diesem Dokument unterbreitet die Kom- 
mission somit dem Rat ihren Vorschlag zur Errich- 
tung einer EAB. Sie bleibt für jede konstruktive 
Änderung, mit der die bestehenden Regelungen zu- 
gunsten der Exporteure der Gemeinschaft verbessert 
werden könnten, aufgeschlossen. 
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